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1.  EINLEITUNG

Der Gesetzgeber hat in den letzten rund zwanzig Jahren, als 
Reaktion auf Rechtsprechung des BFH,1 mehrfach die einkom-
mensteuerliche Behandlung von Bildungsaufwendungen geän-
dert, zuletzt durch das BeitrRLUmsG vom 07.12.20112 und das 
Zollkodex-Anpassungsgesetz vom 22.12.2014.3

Im Hinblick auf die heute geltende Regelung, dass Kosten für ein 
Erststudium bzw. eine erste Berufsausbildung außerhalb eines 
Dienstverhältnisses keine (vorweggenommenen) Werbungs-
kosten bzw. Betriebsausgaben sind, hat das BVerfG die aufge-
worfene Frage, inwieweit dies mit Art. 3 Abs. 1 GG im Vergleich 
zu einem Zweitstudium bzw. einer zweiten Berufsausbildung 
vereinbar ist, dahingehend beantwortet, dass dies eine erlaubte 
Typisierung bzw. Differenzierung zu einem Zweitstudium bzw. 
einer Zweitberufsausbildung sei, weil bei einem Erststudium bzw. 
einer ersten Berufsausbildung regelmäßig noch kein hinreichen-
der Zusammenhang zu einer späteren Berufstätigkeit gegeben 
sei, diese vielmehr der Persönlichkeitsentwicklung dienen.4

1	 Gehm, BuW 2004, 462.
2	 BGBl. I 2011, 2592.
3	 BGBl. I 2014, 2417.
4	 BVerfG, Beschluss v. 19.11.2019 — 2 BvL 22/14 u. a., NJW 2020, 458 

mit Anm. Gehm.

Somit hat das Tätigwerden des Gesetzgebers in diesem Zusam-
menhang vorläufig seinen Endpunkt erreicht, wobei die steuerli-
che Geltendmachung von Bildungsaufwendungen in §§ 4 Abs. 9, 
9 Abs. 6 und § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG ihre Grundlage findet.5

Das vorliegende Merkblatt gibt Hinweise auf die einkommen-
steuerliche Behandlung von Bildungsaufwendungen nach der 
aktuellen Rechtslage, der steuerlichen Berücksichtigung von in 
der Ausbildung befindlichen Kindern im Zuge des Familienleis-
tungsausgleichs inklusive der Geltendmachung von Schulgeld 
nach § 10 Abs. 1 Nr. 9 EStG wird hier nicht nachgegangen werden.

2.  TATBESTANDSVORAUSSETZUNGEN FÜR DEN 
WERBUNGSKOSTEN- BZW. BETRIEBSAUSGABEN-
ABZUG

2.1  Keine erste Berufsausbildung bzw. Erststudium, das eine 
Erstausbildung vermittelt
Da ein Erststudium, das eine Erstausbildung vermittelt, nicht zum 
Werbungskosten- bzw. Betriebsausgabenabzug nach §§ 4 Abs. 9 
Satz 1, 9 Abs. 6 Satz 1 EStG berechtigt, es sei denn, dieses wird 
innerhalb eines Dienstverhältnisses absolviert, ist grundsätzlich 
erforderlich, dass die einem Studium vorausgehende Ausbildung 
abgeschlossen wurde. Ist der Abschluss von einer erfolgreichen 
Abschlussprüfung abhängig, muss diese bestanden sein.6

Wird mithin ein Studium erfolglos — also ohne Abschluss — be-
endet, ist ein sich daran anschließendes Studium nicht von §§ 4 
Abs. 9, 9 Abs. 6 EStG erfasst, sodass nur der Sonderausgabenab-
zug nach § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG in Betracht kommt.7

Die Erlangung eines allgemeinbildenden Schulabschlusses wie 
das Abitur zählt nicht als erste Berufsausbildung i. S. v. §§ 4 
Abs. 9, 9 Abs. 6 EStG.8

Berufsausbildung ist eine Ausbildung zu einem künftigen Beruf. 
Das erfordert eine ernsthafte Vorbereitung auf ein Berufsziel 
durch Erwerb von diesbezüglichen Kenntnissen, Fähigkeiten und 
Erfahrungen.9

5	 Zur Gesetzesgenese Gehm, StW 2020, 188.
6	 BFH, Beschluss v. 07.07.2020 — VI R 18/20 (VI R 59/14), BFH/NV 

2021, 9.
7	 BFH, Urteil v. 16.06.2020 — VIII R 4/20 (VIII R 49/11), BStBl. II 2021, 11.
8	 BFH, Urteil v. 22.06.2006 — VI R 5/04, BStBl. II 2006, 717; BFH, 

Urteil v. 12.01.2023 — VI R 41/20, BFH/NV 2023, 544.
9	 BFH, Urteil v. 12.01.2023 — VI R 41/20, BFH/NV 2023, 544.
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Eine Studien- bzw. Ausbildungsunterbrechung und dann die Fort-
setzung eines Studiums respektive Berufsausbildung führt nicht 
zu einer Zweitausbildung bzw. Zeitstudium. Wird das Studium 
neben einer anderen Berufsausbildung absolviert, so sind die 
Studienkosten erst dann als Werbungskosten bzw. Betriebsaus-
gaben absetzbar, wenn die Berufsausbildung beendet worden ist. 
Dies gilt unabhängig vom Zeitpunkt der Zahlung.

BEISPIEL A beginnt im Jahr 01 direkt nach seinem Abitur ein 
Studium der Rechtswissenschaft. Da er sich nach der juristi-
schen Zwischenprüfung nicht sicher ist, ob dies die richtige 
Studienwahl ist, pausiert er ein Semester und macht eine Welt-
reise. Im Anschluss daran nimmt er das Jurastudium allerdings 
wieder auf, jedoch besteht er das Erste Juristische Staatsexa-
men nicht, weshalb er dann die Studienrichtung wechselt und 
ab dem Jahr 07 BWL studiert. Das Jurastudium bildet trotz 
Unterbrechung eine Einheit und ist somit A’s Erststudium (vgl. 
unter 2.3), da er noch über keine andere Berufsausbildung ver-
fügt. Das Abitur zählt nämlich nicht als Erstausbildung. Auch 
bei dem BWL-Studium handelt es sich wie bereits bei dem 
Jurastudium um ein Erststudium des A, weil er das Jurastu
dium nicht mit Erfolg abgeschlossen hat, sodass keine Berück-
sichtigung als vorweggenommene Werbungskosten bzw. 
Betriebsausgaben der dem A in diesem Zusammenhang 
entstandenen Aufwendungen möglich ist. Hätte A das Erste 
Juristische Staatsexamen bestanden, läge darin ein Erst-
studium, sodass er die Aufwendungen für das BWL-Studium 
als Werbungskosten bzw. Betriebsausgaben geltend machen 
könnte. Dies gilt m. E. grundsätzlich auch dann, wenn er letz-
teres Studium nicht mit Erfolg abschließen würde, vorausge-
setzt dieses Studium wurde mit Einkunftserzielungsabsicht 
unternommen.10 Bei einem Erststudium oder erster Berufs-
ausbildung ist hingegen nicht erforderlich, dass dieses mit 
einer konkreten Einkunftserzielungsabsicht absolviert wird.11 

Dies erklärt sich auch aus der eingangs zitierten Entschei-
dung des BVerfG, wonach ein Erststudium bzw. eine erste 
Berufsausbildung gerade solch einen Bezug oftmals nicht auf-
weisen, sondern der allgemeinen Persönlichkeitsbildung die-
nen, weshalb die gesetzgeberische Entscheidung zulässig 
ist, hier keinen Werbungskosten- bzw. Betriebsausgabenab-
zug zu gewähren.

2.2  Erststudium bzw. Berufsausbildung innerhalb eines 
Dienstverhältnisses
Das zuvor unter Punkt 2.1 Ausgeführte gilt nicht in dem Fall, dass 
das Studium oder die Erstausbildung innerhalb eines Dienstver-
hältnisses absolviert wird. Dies erfordert, dass Gegenstand des 
Dienstverhältnisses die Berufsausbildung bzw. das Studium sein 
muss. Das bedeutet, die vom Steuerpflichtigen als Arbeitnehmer 
geschuldete Leistung, für welche er von seinem Arbeitgeber 
bezahlt wird, ist die Teilnahme an der Berufsausbildung bzw. dem 
Studium. Allein eine Förderung der Ausbildung mit Stipendien 
durch den Arbeitgeber genügt jedoch nicht.12

BEISPIEL B fängt nach dem Abitur eine Ausbildung für den 
gehobenen Dienst der Finanzverwaltung beim Land X an, 
wobei er an der Hochschule der Finanzen von X studiert. Zwar 
liegt bei B ein Erststudium vor, da er noch kein anderes Studium 
bzw. eine Berufsausbildung mit Erfolg durchlaufen hat.
Allerdings absolviert er sein Erststudium innerhalb eines 
Dienstverhältnisses bei X, sodass ihm für im Zusammenhang 
damit entstandene Aufwendungen der Werbungskostenabzug 
gegeben ist.

10	 BFH, Urteil v. 22.06.2006 — VI R 71/04, BFH/NV 2006, 1654.
11	 BFH/PR 2023, 544.
12	 BFH, Beschluss v. 07.07.2020 — VI R 18/20 (VI R 59/14), BFH/NV 

2021, 9.

2.3  Anforderungen an eine erste Berufsausbildung bzw. 
Erststudium
Aufgrund des Zollkodes-Anpassungsgesetzes vom 22.12.2014 
wurden die Anforderungen an die erste Berufsausbildung bzw. ein 
Erststudium gem. Art. 16 Abs. 2 dieses Gesetzes mit Wirkung ab 
01.01.2015 in § 4 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 9 Abs. 6 Sätze 2 bis 5 
EStG sowohl in Bezug auf den Betriebsausgaben- wie den Wer-
bungskostenabzug näher geregelt. Hierdurch wurde der Recht-
sprechung des BFH13 begegnet, die keine hohen Anforderungen 
an eine solche Ausbildung stellte.

Insofern ist grundsätzlich eine Mindestausbildungsdauer nach § 9 
Abs. 6 Satz 2 EStG von 12 Monaten bei Vollzeit und geordneter 
Ausbildung mit Abschlussprüfung Voraussetzung. Als Vollzeit 
wird in diesem Zusammenhang eine durchschnittliche Dauer 
von mind. 20 Stunden pro Woche betrachtet.14 Auch langjährige 
berufliche Tätigkeit ohne diese Voraussetzungen zu erfüllen, er-
setzt eine solche Ausbildung nicht.15 Geordnet ist nach § 9 Abs. 6 
Satz 3 EStG eine Ausbildung, wenn sie aufgrund von Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften bzw. nach Richtlinien von Berufs- oder 
Wirtschaftsverbänden oder internen Vorschriften eines Bil-
dungsträgers absolviert wird. Wobei die Ausbildung vom Inhalt 
her geeignet und darauf abzielen muss, die für eine qualifizierte 
berufliche Tätigkeit erforderlichen Fähigkeiten bzw. Kenntnisse 
zu vermitteln. Dies erfordert z. B. die Festlegung von Lehrplänen. 
Somit ist ein bloßes Betriebspraktikum oder die bloße Anlerntä-
tigkeit bzgl. einfachster Verrichtungen keine solche Ausbildung.16 
Für Altfälle bis zum 31.12.2014 gilt dies aber nicht.17

Ist nach aktueller Rechtlage eine Abschlussprüfung nach dem 
Ausbildungsplan nicht vorgesehen, so ist nach § 9 Abs. 6 Satz 4 
EStG zumindest eine ordnungsgemäße d. h. planmäßige Beendi-
gung der Ausbildung erforderlich.

Zudem beinhaltet § 9 Abs. 6 Satz 5 EStG einen Auffangtatbe-
stand für diejenigen, die ohne eine entsprechende Berufsausbil-
dung zu durchlaufen eine Abschlussprüfung einer durch Rechts- 
oder Verwaltungsvorschriften geregelten Berufsausbildung 
mit einer Mindestausbildungsdauer von 12 Monaten mit Erfolg 
bestehen (vgl. § 45 Abs. 2 BBiG, § 37 Abs. 2 HwO).18

Ein Studium setzt eine Ausbildung an einer Hochschule i. S. v. § 1 
HRG voraus. Hiervon umfasst sind Universitäten, pädagogische 
Hochschulen, Kunsthochschulen, Fachhochschulen und die sons-
tigen Einrichtungen des Bildungswesens, die nach Landesrecht 
staatliche Hochschulen sind.19

Als Zweitstudien gelten postgraduale Zusatz-, Ergänzungs- und 
Aufbaustudien nach § 12 HRG.20

Nach strittiger Meinung ist ein Masterstudium nach dem 
Bachelor-Studium grundsätzlich ein Zweitstudium,21 wobei nach 

13	 BFH, Urteil v. 28.02.2013 — VI R 6/12, BStBl. II 2015, 180; BFH, Urteil 
v. 27.10.2011 — VI R 52/10, BStBl. II 2012, 825.

14	 BT-Drucks. 18/3017, 43; Lochte in Frotscher/Geurts, EStG Komm., 
§ 9, Stand: 21.0 4.2024, Rn. 260.

15	 BFH, Urteil v. 15.02.2023 — VI R 22/21, BFH/NV 2023, 712.
16	 BT-Drucks. 18/3017, 43; Lochte in Frotscher/Geurts, EStG Komm. 

§ 9, Stand: 21.04.2024, Rn. 260f.
17	 BFH, Urteil v. 12.01.2023 — VI R 41/20, BFH/PR 2023, 544.
18	 BT-Drucks. 18/3017, 43f; Lochte in Frotscher/Geurts, EStG Komm., 

§ 9, Stand: 21.04.2024, Rn. 262.
19	 Lochte in Frotscher/Geurts, EStG Komm., § 9, Stand: 21.04.2024, 

Rn. 263.
20	 Lochte in Frotscher/Geurts, EStG Komm., § 9, Stand: 21.04.2024, 

Rn. 263.
21	 Lochte in Frotscher/Geurts, EStG Komm., § 9, Stand: 21.04.2024, 

Rn. 263; Kanzler in Kanzler/Kraft/Bäuml, EStG, § 10, Stand: 
05.09.2025, Rn. 114.
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anderer Meinung dies nur der Fall ist, wenn der Master nicht auf 
den Bachelor aufbaut.22

Als entsprechendes berufsqualifizierendes Studium, das sodann 
ein Erststudium darstellen kann, gilt ein solches, was einem be-
ruflichen Vorbereitungsdienst vorgestaltet ist, wie das Jura- oder 
Lehramtsstudium vor dem Referendariat.23 Allerdings ergibt sich 
die Abziehbarkeit von Aufwendungen während eines Referen-
dariats bereits daraus, dass diese Ausbildung Gegenstand eines 
Dienstverhältnisses ist.

Bei einer Promotion wird es sich regelmäßig so verhalten, dass 
dieser ein abgeschlossenes Hochschulstudium vorangeht, sodass 
es sich um eine Zweitausbildung handelt.

BEISPIEL C absolviert nach seinem Fachabitur eine Schulung 
zum Alltagsbegleiter für pflegebedürftige Personen. Dabei 
erhält er 160 Stunden theoretischen Unterricht, hospitiert 40 
Stunden und absolviert ein Praktikum von 2 Wochen in einem 
Altenheim. Er beendet diese Bildungsmaßnahme mit Erfolg 
nach ca. sieben Wochen. Daraufhin entschließt er sich, an 
einer Fachhochschule Pflegemanagement zu studieren. Die 
Schulung zum Alltagsbegleiter ist keine erste Berufsausbil-
dung des C, da sie nicht mind. 12 Monate gem. § 9 Abs. 6 
Satz 2 EStG andauert. Wegen der kurzen Dauer der Ausbil-
dung greift auch nicht der Auffangtatbestand des § 9 Abs. 6 
Satz 5 EStG. Damit handelt es sich bei dem Studium des Pfle-
gemanagements des C um ein Erststudium.

2.4  Problem Veranlassungszusammenhang mit späteren 
Einkünften
Zwar erfordert für den Werbungskosten- bzw. Betriebsausgaben-
abzug nach entsprechender Erstausbildung die Geltendmachung 
von Kosten für ein (Zweit)Studium bzw. eine zweite Berufsausbil-
dung nicht, dass diese mit Erfolg abgeschlossen wurden, jedoch 
muss ein entsprechender wirtschaftlicher Veranlassungszusam-
menhang mit der (späteren) Erzielung von Einkünften gegeben 
sein. Denn anderenfalls liegt ein nur in der privaten Lebens-
führung nach § 12 Nr. 1 EStG zu verortender Vorgang vor, also 
dem Nachgehen eines Hobbys oder ein Handeln zur Erlangung 
sozialen Prestiges. Solchermaßen verhält es sich z. B., wenn ein 
Pensionär ein Studium absolviert und sich unter Berücksichti-
gung seines Alters ergibt, das er den insoweit erlernten Beruf nie 
zur Erzielung von Einkünften ausüben wird.24

Auch kann sich aus dem konkreten Beruf ergeben, dass die 
Aufwendungen nicht der Einkünfteerzielung dienen. Dies ist etwa 
der Fall, wenn ersichtlich ist, dass kein Berufswechsel erfolgen 
soll und die zusätzliche Ausbildung keinerlei Ergänzung zum 
ausgeübten Beruf darstellt. In extremen Fällen kann sich auch 
die Frage stellen, ob mangels Ernsthaftigkeit des Studiums kein 
entsprechender wirtschaftlicher Veranlassungszusammenhang 
gegeben ist — zumindest, wenn der Lebensunterhalt auf andere 
Weise bestritten wird. Entsprechend hat das FG Rheinland-Pfalz 
einen Bezug zur Einkunftserzielung bei einer Krankenschwester 
verneint, die im 36. Semester Jura studierte.25 Der BFH formu-
liert in diesem Zusammenhang auch, dass Kosten eines Studi-
ums, das eine Zweitausbildung vermittle, nicht als Werbungskos-
ten/Betriebsausgaben geltend gemacht werden können, wenn 
„gleichsam ins Blaue hinein“ studiert werde bzw. ansonsten 
private Gründe nicht ausgeschlossen werden könnten. Denn dann 

22	 BFH, Urteil v. 03.09.2015 — VI R 9/15, BStBl. II 2016, 166 im Hinblick 
auf § 32 Abs. 4 Satz 2 EStG.

23	 Lochte in Frotscher/Geurts, EStG Komm., § 9, Stand: 21.04.2024, 
Rn. 263.

24	 FG Schleswig-Holstein, Urteil v. 16.05.2017 — 4 K 41/16, NWB 2017, 
3827; BFH, Beschluss v. 10.02.2005 — VI B 33/04, BFH/NV 2005, 
1056.

25	 Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil v. 08.07.2005 — 1 K 1130/05.

fehle der notwendige Veranlassungszusammenhang zur berufli-
chen/betrieblichen Sphäre.26

In den geschilderten Fällen ist dann auch der Sonderausga-
benabzug nach § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG nicht gegeben, weil keine 
„Berufsausbildung“ i. S. d. Regelung vorliegt.27

Unerheblich ist, ob die Einkünfte ggf. später im Inland erzielt 
werden.28

BEISPIEL D ist pensionierter Steuerberater. Schon immer hat 
er sich für die alten Ägypter interessiert, weshalb er — nach-
dem er ausgiebig mit seiner Frau die Welt während seines 
Ruhestands bereist hatte — im Alter von 70 Jahren das Stu
dium der Ägyptologie aufnimmt. Bevor er Steuerberater 
wurde, hatte er BWL studiert gehabt. Die Aufwendungen des D 
für sein Ägyptologie-Studium stehen in keinem hinreichenden 
wirtschaftlichen Zusammenhang mit der Erzielung späterer 
Einkünfte des D, denn aufgrund seines Alters ist es ausge-
schlossen, dass er als Ägyptologe arbeiten wird. Damit kann er 
diese Aufwendungen nicht als vorweggenommene Werbungs-
kosten bzw. Betriebsausgaben geltend machen, auch wenn es 
sich um ein Zweitstudium bei ihm handelt. Letztlich ist näm-
lich keine ernsthafte Vorbereitung zur Einkunftserzielung 
gegeben.29 Da insoweit ein in der privaten Lebensführungsebe-
ne des § 12 Nr. 1 EStG zu verortender Vorgang und folglich 
keine Berufsausbildung i. S. v. § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG vorliegt, 
kann er auch nicht den Sonderausgabenabzug beanspruchen.

2.5  Fortbildungskosten
Aufwendungen, die im Zusammenhang mit einem bereits erlern-
ten Beruf anfallen, sind stets als Werbungskosten bzw. Betriebs-
ausgaben abziehbar und zwar unabhängig davon, ob sich der 
Steuerpflichtige gerade in einem Dienstverhältnis befindet.30

Selbiges soll bzgl. Aufwendungen im Zusammenhang mit Um-
schulungsmaßnahmen gelten.31 Letzteres kann aber m. E. nur 
gelten, wenn der vorgelagerte Beruf von der Ausbildung her die 
Voraussetzungen des § 9 Abs. 6 Satz 2ff. EStG erfüllt.

Im Zusammenhang mit durch außerhalb eines Dienstverhältnis-
ses besuchte Fortbildungsmaßnahmen hat der BFH entschieden, 
dass solchermaßen entstandene Fahrtkosten wegen Vorliegens 
der Bildungsstätte als erste Tätigkeitsstätte nur nach der Entfer-
nungspauschale gem. § 9 Abs. 4 Satz 8 EStG geltend gemacht 
werden können, unabhängig davon, über welchen Zeitraum sich 
die vollzeitige Bildungsmaßnahme erstreckt.32 Ein Vollzeitstu
dium i. S. v. § 9 Abs. 4 Satz 8 EStG ist gegeben, wenn die 
wöchentliche Arbeitsbelastung insg. bei ca. 40 Stunden (Unter-
richt, Praktika, Vor- und Nachbereitung) liegt bzw. pro Semester 
im Durchschnitt 30 ECTS-Leistungspunkte vergeben werden.33

3.  ALS WERBUNGSKOSTEN/BETRIEBSAUSGABEN 
ABZUGSFÄHIGE AUFWENDUNGEN

Insbesondere können geltend gemacht werden in diesem Zusam-
menhang, wobei entsprechendes für den Sonderausgabenabzug 

26	 BFH, Urteil v. 14.05.2020 — VI R 3/18, BStBl. II 2021, 302; BFH, Urteil 
v. 24.10.2024 — VI R 7/22, BStBl. II 2025, 354 = EStB 2025, 40 m. 
Anm. Gehm. 

27	 Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil v. 08.07.2005 — 1 K 1130/05.
28	 BFH, Urteil v. 28.07.2011 — VI R 5/10, BStBl. II 2012, 553.
29	 BFH, Urteil v. 12.01.2023 — VI R 41/20, BFH/NV 2023, 544.
30	 R 9.2 Satz 3 LStR.
31	 R 9.2 Satz 3 LStR.
32	 BFH, Urteil v. 14.05.2020 — VI R 24/18, BStBl. II 2020, 770.
33	 BFH, Urteil v. 24.10.2024 — VI R 7/22, BStBl. II 2025, 354 = EStB 

2025, 40 m. Anm. Gehm.
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auch ggf. unter Berücksichtigung von § 10 Abs. 1 Nr. 7 Satz 3 und 
4 EStG gilt:

•	 Studiengebühren/Kursgebühren,
•	 Arbeitsmittel wie Kosten für einen PC, Laptop und Fachliteratur,
•	 Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer bzw. die 

Tagespauschale nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6c EStG;
•	 Fahrten zwischen Wohnung und Ausbildungsstätte. Absolviert 

der Steuerpflichtige mithin eine zweite Berufsausbildung 
bzw. ein Zweitstudium bzw. findet die Ausbildung in einem 
Beschäftigungsverhältnis statt, so kann er Fahrtkosten zu der 
Ausbildungsstätte nur nach der Entfernungspauschale gem. 
§ 9 Abs. 4 Satz 8 EStG und nicht nach Dienstreisekosten-
grundsätzen geltend machen. Unerheblich ist, da es zwischen 
Einkommensteuer- und Sozialrecht kein Korrespondenzprin-
zip gibt, welche Kosten im Zuge der Förderung der beruflichen 
Weiterbildung nach §§ 81ff. SGB III erstattet würden.34

•	 Reisekosten z. B. Studienexkursionen inklusive Verpflegungs-
mehraufwand,

•	 Kosten für doppelte Haushaltsführung.

Wird für die Finanzierung solcher Aufwendungen ein Ausbildungs
darlehen aufgenommen, so sind auch die hierfür gezahlten Zinsen 
entsprechend berücksichtigungsfähig.

Unerheblich ist grundsätzlich, ob die entsprechenden Aufwen-
dungen tatsächlich für die Ausbildung notwendig waren.

BEISPIEL F absolviert nach einer abgeschlossenen Ausbil-
dung zum Rechtspfleger ein Jurastudium. Für die Examens-
vorbereitung schafft er sich einen dreibändigen BGB-Komen-
tar für 300 € an. Das Finanzamt kann sich hier nicht auf den 
Standpunkt stellen, dass dies für das Bestehen des BGB-Prü-
fungsteils nicht erforderlich gewesen wäre, da es preiswertere 
Kommentarliteratur gäbe.

Allerdings können die allgemeinen Lebenshaltungskosten nicht 
beansprucht werden, sodass sich nicht auf den Standpunkt 
gestellt werden kann, dass eine gewisse Summe, die während der 
Ausbildung der Unterhalt beansprucht hat, steuerlich geltend 
gemacht werden kann.

Zudem dürfen diese Aufwendungen nicht von einem Dritten 
getragen worden sein. Anders verhält es sich indessen bei einem 
abgekürzten Zahlungsweg. Dort können die Kinder selbst die 
Aufwendungen für ihre Ausbildung bzw. ihr Studium geltend 
machen, die von ihren Eltern getragen worden sind.35

Umgekehrt können die Eltern diese Kosten nicht als Betriebsaus-
gaben in Abzug bringen, nur weil vorgesehen ist, dass das Kind 
nach dessen Ausbildung im elterlichen Betrieb arbeiten soll.36 
Arbeitgeberzuschüsse oder Stipendien,37 welche steuerfrei sind, 
mindern die insofern entstandenen Kosten.38

4.  SONDERAUSGABENABZUG

Zum einen ist der Sonderausgabenabzug nach § 10 Abs. 1 Nr. 7 
EStG gegenüber dem Werbungskosten- und Betriebsausgabenab-
zug gedeckelt auf 6.000 € pro Kalenderjahr und zum anderen ist 
kein Verlustvortrag bzw. -rücktrag nach § 10d EStG möglich. Da 

34	 BFH, Beschluss. v. 31.01.2019 — VI B 8/18, BFH/NV 2022, 101.
35	 Niedersächsisches Finanzgericht, Urteil v. 25.02.2016 — 1 K 169/15, 

EFG 2016, 891.
36	 FG Münster, Urteil v. 15.01.2016 — 4 K 2091/13 E, EFG 2016, 551.
37	 Zur Behandlung von Stipendien vgl. BFH, Urteil v. 28.09.2022 — X R 

21/20, DStRE 2023, 398.
38	 FG Köln, Urteil v. 15.11.2018 — 1 K 1246/16, EFG 2019, 541.

oftmals während der Ausbildung keine anderen Einkünfte erzielt 
werden, ist dies von Nachteil für den Steuerpflichtigen.

Im Hinblick auf eine entsprechende Konstellation bei Vorliegen 
von Werbungskosten bzw. Betriebsausgaben ist demgegenüber 
eine Verlustfeststellung nach § 10d Abs. 4 EStG zu beantragen.39

§ 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG ermöglicht nur einen Abzug der Aufwen-
dungen für die eigene Berufsausbildung bzw. die des zusammen-
veranlagten Ehegatten. Somit können hiernach nicht Kosten des 
Ausbildungsunterhalts in Abzug gebracht werden.40

Ansonsten kann aber in einer Alleinverdiener-Ehe bei Zusammen-
veranlagung der Sonderausgabenabzug nach § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG 
geltend gemacht werden, auch wenn der in der Berufsausbildung 
befindliche Ehegatte keine eigenen Einkünfte hat. Der Höchstbe-
trag von 6.000 € verdoppelt sich dabei aber nicht automatisch, 
vielmehr gilt ansonsten der Höchstbetrag für jeden Ehegatten 
getrennt, sodass max. 12.000 € pro Kalenderjahr als Sonderausga-
ben beansprucht werden können, wenn jeder Ehegatte in eigener 
Person entsprechend hohe Bildungsaufwendungen hatte.41

Teilweise wird vertreten, dass Aufwendungen für den Besuch 
einer allgemeinbildenden Schule als Sonderausgaben gem. § 10 
Abs. 1 Nr. 7 EStG abziehbar sind.42 Allerdings ist fraglich, wie sich 
dies mit dem Begriff der „Berufsausbildung“ in § 10 Abs. 1 Nr. 7 
EStG in Einklang bringen lässt, denn der BFH spricht solchen 
Aufwendungen die (nähere) Berufsbezogenheit ab.43

BEISPIEL G macht nach mehreren Jahren als ungelernte 
Kraft das Abitur nach, weil dies Voraussetzung für ein Hoch-
schulstudium ist, das ihm seine zukünftige Berufstätigkeit 
eröffnet. Zwar handelt es sich bei dem Abitur um keine 
Berufsausbildung bzw. Abschluss eines Hochschulstudiums, 
sondern dieses bildet den Abschluss nach dem Besuch der all-
gemeinbildenden Schule, sodass es sich bei dem anschließen-
den Hochschulstudium um ein Erststudium handelt, was allein 
den Sonderausgabenabzug nach § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG ermög-
licht. Nach teilweise vertretener Meinung würden auch Auf-
wendungen für den Besuch der allgemeinbildenden Schule 
den Sonderausgabenabzug nach § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG ermög-
lichen, weil G diese selbst getragen hat.

5.  AUSSERGEWÖHNLICHE BELASTUNGEN

Grundsätzlich sind eigene Ausbildungskosten keine außerge-
wöhnliche Belastung, etwas anderes kann ausnahmsweise gelten, 
wenn aus gesundheitlichen Gründen eine Umschulung erfor-
derlich ist. Dann wird es sich aber ohnedies regelmäßig um eine 
Zweitausbildung handeln, sodass der vorrangige Werbungskos-
ten- bzw. Betriebsausgabenabzug einschlägig ist.

Nach der Verwaltungsauffassung können zudem Aufwendungen 
für den Besuch einer Schule für Hochbegabte außergewöhnliche 
Belastungen bei entsprechender medizinischer Indikation als 
unmittelbare Krankheitskosten sein.44 

39	 Vgl. auch BFH, Urteil v. 13.01.2015 — IX R 22/14, BStBl. II 2015, 829; 
BMF v. 20.02.2015 — IV A 3 — S 0338/07/10010-04, BStBl. I 2015, 174.

40	 Kanzler in Kanzler/Kraft/Bäuml, EStG, § 10, Stand: 05.09.2025, 
Rn. 121 nur Mehraufwendungen für Verpflegung sind berücksichti-
gungsfähig.

41	 Happe in Frotscher/Geurts, EStG Komm., § 10, Stand: 12.04.2025, 
Rn. 144.

42	 Langenkämper, Tz. IV.1., NWB SAAAB-03400.
43	 BFH, Urteil v. 22.06.2006 — VI R 5/04, BStBl. II 2006, 717.
44	 H 33.1-33.4/Schulbesuch EStH unter Bezugnahme auf BFH, Urteil v. 

12.05.2011 — VI R 37/10, BStBl. II 2013, 783.
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